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DIE GRUNEN

INNSBRUCK




Generalrede zum Innsbrucker Budget 2008

20.12.2007

Dieses Budget werden wir noch teuer bezahlen
Von Großen und Kleinen Plaudertaschen

Gemeinderat Gebi Mair

Es gilt das gesprochene Wort

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, 

liebe Kolleginnen und Kollegen,

Wir alle kennen die Darstellungen des städtischen Budgets als Kuchen. Dieser Kuchen hat verschiedene Tortenstücke, unterschiedlich groß. Meistens farbig, und daran kann man ablesen, wer wie viel vom Kuchen bekommt. Der Kuchen stellt dar, wofür die Stadt ihr Geld ausgibt. Nun wird von einer Opposition erwartet, dass sie sich hinstellt und sagt: Der Kuchen ist ganz falsch verteilt! Hier ist das Stück zu klein, da ist das Stück zu groß! Der hier bekommt nichts, und der andere soll gar nichts kriegen. Keine Angst, das kommt noch.

Am Beginn steht jedoch eine andere Ansage von uns Grünen. Nicht nur über die Verteilung des Kuchens wollen wir uns unterhalten, die gesamte Bäckerei steht zur Disposition! Wir wollen damit beginnen, wie entschieden wird, welcher Kuchen gebacken wird!

Wir Grüne meinen: Es braucht eine andere Bäckerei. Das beginnt ganz vorne im Budget, wo man herauslesen kann, welchen Zugang eine Stadtregierung zu ihren Bürgerinnen und Bürgern hat. „Informationskonzepte“ nennt sich das, und „BürgerInneninformation“. Klingt gut. Aber dahinter verbergen sich Inserate in Printmedien zu allen möglichen und unmöglichen Anlässen und ein proporzmäßig aufgeteiltes Regierungsfernsehen. Aber wo sind die Projekte, bei denen die Menschen in dieser Stadt mitreden oder gar mitentscheiden können über die Arbeit in der Bäckerei? Wo sind die Gelder für aktive Beteiligung, für Aktivierung, für Partizipation? Die Projekte, die über die Installierung eines vielleicht dritten und vierten Stadtteilausschusses hinausgehen? Die Gelder dort, wo kreative Stadtentwicklung passiert? Die Gelder, damit die Politik nicht weiter über die Menschen drüber fährt, sondern sie einbindet? Nein, meine Damen und Herren, die Bäckerei ist schon ganz falsch bestellt, nicht nur der Kuchen.
FEHLENDE KLIMASCHUTZ-INVESTITIONEN KOMMEN TEUER
Liebe Kolleginnen und Kollegen, tausendfach kennen wir die Appelle zum Klimaschutz. Wer in eine Buchhandlung schaut, wird dort stapelweise Tipps finden, wie jeder und jede Einzelne das Klima retten kann. Die Rettung der Welt als Angelegenheit jedes Einzelnen, das passt in die Predigt neoliberaler Ideologen, wonach jeder Einzelne alles am besten könne. Wir Individualisten, wir glauben gerne daran. Schließlich kümmern wir uns schon um unsere private Pensionsvorsorge. Wenn ich in die Buchhandlungen schaue, wird so getan, als ob ich alleine das Klima retten könnte.

Im Klimaschutz ist so ziemlich das Gegenteil richtig. Verstehen Sie mich nicht falsch, natürlich muss jeder und jede Einzelne etwas tun. Aber an den Ursachen der Erderwärmung wird das Handeln der Einzelnen nicht kratzen. 
Klimaschutz auf den und die EinzelneN abwälzen, das ist die neueste Variante, mit dem größten Marktversagen, das die Welt je gesehen hat, umzugehen. Der Markt zeigt seit 200 Jahren, wie man Kosten auf die Allgemeinheit auslagern kann, indem man Emissionen in der Atmosphäre  endlagert. Die Rechnung von 200 Jahren Politik und Wirtschaft auf Kosten der Allgemeinheit sehen wir erst in Schemen. Aber wie das mit Rechnungen so ist: Jemand muss sie zahlen.

Die Menschen sind bereit, ihr Verhalten aus Umweltschutzgründen zu verändern. Aber nur unter einer Bedingung: Wenn der Umweltschutz für alle gilt. Warum soll ich ein kleines Auto fahren, wenn der Nachbar ein großes fahren kann? Andere Städte versuchen deshalb unnötige Offroader stärker zu besteuern. Innsbruck? Fehlanzeige. 
Die Politik muss nicht nur den Einzelnen zu mehr Umweltschutz motivieren, sondern für alle verbindliche Regeln schaffen. Energiesparlampen? Ja gerne, aber wenn der Strom dreckig ist, bleibt er dreckig. Auf meiner Rechnung der Innsbrucker Kommunalbetriebe ist aufgeführt, wie viel Atomstrom und wie viel Strom aus kalorischen Kraftwerken aus meiner Steckdose kommt. Wo ist die politische Führung, die unsere IKB zu einem ökologischeren Strombezug drängt? Wo übt die Stadt Innsbruck politischen Druck aus, endlich ein ordentliches Ökostromgesetz in Österreich zu erhalten? Die Congress und Messe – unsere Congress und Messe wollten ihre großen Flachdächer nutzen, Photovoltaik-Anlagen zu installieren. Das Vorhaben scheiterte, nachdem unsere IKB keine vernünftigen Einspeisetarife bieten konnten, und das liegt nicht nur an der IKB, sondern auch an einer schlechten Gesetzgebung. 

Politik gegen den Klimawandel, das heißt nicht nur daheim Energiesparen. Das heißt, in der Stadt politische Rahmenbedingungen zu schaffen, die Umweltschutz glaubwürdig machen. Erwarten Sie ernsthaft, dass ich daheim meine Standby-Geräte ausschalte, während die Stadt Innsbruck am Patscherkofel Nachtschilauf und Beschneiung subventioniert? Mit 1,5 Millionen. Wie viel Energie ist das, die in den Schnee geschossen wird, die in den Himmel strahlt? Meine Damen und Herren, Klima ist nicht nur Privatsache, das ist auch eine Frage des öffentlichen Handelns. 
Dieses Budget handelt hier nicht, und es handelt falsch. Wenn die Politik Wasser predigt und Wein trinkt, dann machen die Menschen das nicht mit.

Die teuerste Möglichkeit, mit dem Klimawandel umzugehen ist, ihn noch weiter zu befördern. Die zweitteuerste Maßnahme gegen den Klimawandel ist, nichts zu tun. 

Das Programm Umwelt-Plus Sonne hat gut angefangen. Insbesondere bei der Raumwärme soll damit umgesteuert werden. Und bei den Budgetverhandlungen ist es genau dieses Programm, das von der SPÖ als allererstes geopfert wird. Von 500.000 auf 350.000 Euro hinunter. Und die werden von der Umstellung von Öl auf Gas und von den institutionellen Bauträgern aufgefressen. Ist das Ihre mutige und zukuftsweisende Klimapolitik für Solarthermie und Photovoltaik?
Immerhin, für den Energieentwicklungsplan sind schließlich doch 100.000 Euro vorgesehen. Herr Vizebürgermeister Platzgummer, wenn etwas nach Schwarzl klingt, dann ist das eine Ansage, dass wir dafür kämpfen werden, dass dieses Programm erfolgreich wird.
Man muss nicht gleich jede Maßnahme in der Stadt als Versäumnis in der Klimapolitik brandmarken. Vielleicht gibt es Gründe, warum der Radweg-Lückenschluss Greiter-Promenade/Rennweg in den Budgetverhandlungen um die Hälfte gekürzt wurde. Zum Vorteil der vielen Radfahrerinnen und Radfahrer in der Stadt ist das aber sicher nicht. 
Und man soll vorsichtig sein, wenn man Zahlen vergleicht, trotzdem: Für Straßenbau sieht dieses Budget zehn Mal so viel Geld vor wie für den Bau von Gehsteigen und Radwegen. Das Budget mag ansonsten phantasielos sein, es hat einen echten Schwerpunkt: Den Straßenbau. Und wenn ich das bis 2015 weiter rechne, dann wird da gar nicht so viel weniger Geld ausgegeben als für die Regionalbahn.

FEHLENDE INTRAGIONS-INVESTITIONEN KOMMEN TEUER
Die Klimapolitik ist aber nicht das einzige Versäumnis des Innsbrucker Budgets. 
Beim Klimaschutz ist es ja so, dass es am teuersten ist, nichts dagegen zu unternehmen. Es gibt noch eine Reihe von Ausgaben, wo es am teuersten ist, nichts zu tun. Lassen Sie es mich mit einem Bild aus der Bibel sagen: Es gibt steinigen Boden, und es gibt fruchtbaren Boden. Wenn wir den Samen auf guten Boden säen, dann trägt er reiche Frucht. Aber fällt der Samen auf Stein, dann wird das Korn verdorren.

Bei der Kinderbetreuung wissen inzwischen alle, dass das volkswirtschaftlich fruchtbarer Boden ist, obwohl trotzdem Investitionen bei den unter 3jährigen fehlen. Ein guter Boden, wo es sich volkswirtschaftlich gleich mehrfach lohnt zu investieren, ist aber auch die Integration. Das Budget für Integrationsfragen in Innsbruck im Jahr 2008 ist ein echtes Trauerspiel. Bei keiner Gelegenheit werden städtische VertreterInnen müde, die Wichtigkeit der Integration zu betonen. 
Wir, der Gemeinderat der Landeshauptstadt Innsbruck bekennen uns zu einer Integrationspolitik, die es Menschen leicht macht, sich in einer Gesellschaft zurechtzufinden und einzubringen. So weit sind wir uns ja immer alle einig. Aber wenn es dazu kommt, das tatsächlich umzusetzen, dann wird es arm. 125.000 Euro für die Umsetzung des Integrationsleitbildes des Landes waren im ersten Budgetentwurf vorgesehen. Und dann wurde die Integrationsstadträtin schrittweise demontiert, und schlussendlich steht sie mit leeren Händen da. 0 Euro um exakt zu sein, sind dafür budgetiert. Weitere 20.000 Euro wurden noch bei den sonstigen Leistungen im Integrationsbereich gestrichen. Groß war noch anfangs die Rede gewesen, da kämen noch zusätzliche Ausgaben für das Integrationsreferat hinzu. Jetzt, nachdem das Budget vorliegt muss man sagen: Die große Plaudertasche in der Politik, die große Plaudertasche namens Stadtregierung hat sich durchgesetzt, das Geld ist weg, bis zum nächsten Jahr stehen 52 Sonntage an, an denen man schöne Reden über die Wichtigkeit von Integration halten kann. 

Dass wir damit eine der wichtigsten Zukunftsausgaben verschlafen, scheint egal zu sein. Dabei ist hier die Gesellschaftspolitik der Zukunft daheim: Die Politik, die die Vielfalt als Chance wahrnehmen will, in der Hauptstadt der Alpen. 
„Das Humankapital ist die wichtigste Ressource Innsbrucks“ lese ich im Wirtschaftsleitbild der Stadt Innsbruck, das Anfang der 90er Jahre erarbeitet wurde. Und, was machen Sie mit dem Humankapital? Wenn Menschen nicht Deutsch können, was bedeutet das für ihren Zugang zum Arbeitsmarkt? Und was bedeutet die Frage, ob jemand Arbeit hat für das städtische Budget? Hier entscheiden wir über die Frage: Wollen wir Kommunalsteuer einnehmen oder Sozialhilfe bezahlen? Wer Integration nicht als Chance für alle Seiten begreift, der verschläft unsere Zukunft.
Was bedeutet es, wenn MieterInnen ihre Hausordnungen nicht lesen können, nicht verstehen wie sie ihre Heizungsanlage in der Wohnung richtig bedienen, weil man ihnen die Informationen nicht in ihrer Sprache zur Verfügung stellt? Das bedeutet Konflikte in einer Wohnanlage. Es bedeutet daneben aber auch, dass massive Kosten entstehen, wenn die Heizung falsch bedient wird, wenn die Waschküche falsch benützt wird. Ja, so eine Maßnahme kostet Geld. Bei Wohnungsbesichtigungen wird man vielleicht DolmetscherInnen brauchen. Die Hausordnungen werden alle einmal übersetzt werden müssen. Und es wird noch mehr Maßnahmen brauchen, die annäherungsweise Gemeinwesenarbeit sind. Aber dieses Geld holen wir uns langfristig doppelt und dreifach zurück. 
Bei den 15jährigen SchülerInnen, also dort wo noch Schulpflicht besteht, haben wir in Österreich 6% außerhalb des Schulsystems. Wissen Sie was das heißt? Wenn 6% der SchülerInnen unser Schulsystem vor dem Ende der Schulpflicht verlassen? Welche Chancen haben die für ihr weiteres Leben? Und ich behaupte hier: Zu viele davon sind MigrantInnen, wo die Eltern nicht in der Lage sind, ihre Kinder so zu unterstützen wie sie es bräuchten. Ja, dann müssen wir die Eltern dazu befähigen. In Graz gibt es das Modell der Elternschule, wo abends in einer Schule die Eltern von MigrantInnen unterrichtet werden, nicht nur in Deutsch, sondern in dem Stoff, den ihre Kinder in der Schule gerade lernen. Damit sie ihnen helfen können. 
Das, meine Damen und Herren, verstehen wir Grüne unter aktiver Integration, und hier bietet Ihr Budget außer Großer Plaudertasche leider nichts. Selbst dort, wo es Beschlüsse des Gemeinderates gibt, lässt man die Initiativen lieber einmal liegen: Ich sage nur: Europäische Städtekoalition gegen Rassismus. Das liegt tief in einer Schublade, da liegt es sicher, da liegt es warm. Nur den Menschen in unserer Stadt nützt das leider nichts.

STUDIERENDE BITTE WARTEN
Wie sieht es aus mit jenen Bereichen im Budget, wo wir Grüne sonst noch Schwerpunkte setzen würden?

Bei den Studierenden schaut es nicht gut aus. Inzwischen müssen Studierende von der Technik bis zum Langen Weg pendeln, ein Erbe der Ära Gantner. Hier im Gemeinderat waren wir uns einig, dass in Zukunft alle Studierenden ein verbilligtes Semesterticket erhalten sollen. Ein Blick ins Budget zeigt: Mit der Aufhebung der Bindung an die Familienbeihilfe wird es nächstes Jahr noch nichts. Studierende, bitte warten. Wo bleibt das Programm, Studierende in den öffentlichen Verkehr zu bekommen? Im Budget 2008 findet es sich jedenfalls nicht. Und bei den Verhandlungen mit den Umlandgemeinden hat die Kleine Plaudertasche, lieber Walter Peer, zugeschlagen. Wir, der Gemeinderat der Landeshauptstadt Innsbruck, haben den Verkehrsstadtrat beauftragt, Verhandlungen mit den Gemeinden von Innsbruck-Land zu führen, um ihren Studierenden Ermäßigungen im öffentlichen Verkehr zu ermöglichen. Ein halbes Jahr ist einmal gar nichts passiert, im ersten Gespräch hat sich herausgestellt, dass alles etwas komplizierter ist, und damit wurde das Vorhaben auf Eis gelegt. Studierende aus dem Umland: Bitte ebenfalls warten! Dieser Koalition aus Für Innsbruck, SPÖ und ÖVP sind die Studierenden kein besonderes Anliegen, das zeigt sich in eineinhalb Jahren der neuen Gemeinderatsperiode sehr deutlich.

WOHNUNGSPOLITIK BITTE WARTEN

Beim Thema Wohnen ist dieses Budget in etwa so phantasielos wie die bisherigen Budgets. 800.000 zusätzliche Euro für den Inflationsausgleich der Mietzinsbeihilfe der vergangenen zehn Jahre werden nötig sein. Nur: Langfristig bringt es uns um, immer noch mehr Unterstützung zu zahlen und zu sehen, wie die Mietkosten hinauf gehen und hinauf gehen und hinauf gehen. Das ist ein bisschen so wie mit dem Heizkostenzuschuss: Ja, man kann den Heizkostenzuschuss jedes Jahr weiter erhöhen. Oder man kann dafür sorgen, dass die Heizkosten hinunter gehen, weil es ordentliche Programme zur Sanierung und Dämmung gibt, innovative Ideen zur Energiegewinnung und vieles mehr. Damit entlasten wir nicht nur die Geldtaschen, da haben wir gleichzeitig etwas für den Klimaschutz getan. 
Hier in diesem Gemeinderat haben wir beschlossen, eines der drängendsten Probleme, nämlich leistbares Wohnen für Studierende anzugehen. Haben Sie das Konzept schon gesehen? Haben Sie den Eindruck, dass daran mit Hochdruck gearbeitet wird? Hier in diesem Gemeinderat haben wir die Ausarbeitung eines Konzeptes für studentisches Wohnen beschlossen, aber die Stadtregierung sagt Njet, und der Beschluss lagert wohlig-sicher in irgend einer Schublade.

Zum Thema Wohnen gehört auch die Frage des kommunalen Wohnbaus. Der Bundesrechnungshof hat hier einige spannende Fragen aufgeworfen, die Frage des Gewinns, die Frage der Generationengerechtigkeit, die Frage des Baulandhortens und vieles mehr. Ich sage Ihnen ganz offen: Ich habe in Innsbruck manchmal den Eindruck, dass es keine kommunale Wohnbaupolitik gibt. Manchmal habe ich den Eindruck, es gibt eine Wohnbauträgerwohnbaupolitik, und die unterscheidet sich deutlich von den Interessen der Stadt. Das sagt sich natürlich leicht aus der Opposition heraus, und es sagt sich doch schwer. Diese Stadtregierung ist äußerst bemüht dafür zu sorgen, dass neben der Eigentümerinvertreterin niemand zu viel Einblick in die städtischen Beteiligungen erhält, und dazu gehören auch einige Wohnbauträger. Deutlich geworden ist das an der Frage der undemokratischen (und überwiegend männlich dominierten) Aufsichtsratsbesetzungen am Stadtsenat vorbei, aber auch an vielen anderen Punkten zeigt sich das immer wieder. Die Auslagerung in eigene Gesellschaften hat eine Professionalisierung in vielen Bereichen gebracht. Sie hat aber auch eine Verselbständigung gebracht. Das macht es schwer für uns im Gemeinderat, die wir das Wohl der gesamten Stadt im Auge haben sollen. Wir Grüne verlangen Transparenz in den städtischen Beteiligungen, die nur der Beginn einer Demokratisierung sein kann. Ein Beteiligungsausschuss kann nur ein erster Schritt, aber keinesfalls ein Endpunkt sein.
DIE JUGENDPOLITIK VON GESTERN

Im Bereich der Jugendförderung soll man sich nicht in den Sack lügen. Die medial angekündigte Erhöhung hält sich nämlich in Grenzen. Die entscheidende Frage aber vor allem wird nicht beantwortet: Mir fehlen noch immer nachvollziehbare Kriterien in Innsbruck, welche Leistung wie abgegolten wird. Da kommt auch die Frage auf uns zu, ob Jugendarbeit die Bereitstellung eines Raumes, eines Tischfußballtisches und einer Aufsicht ist, oder ob es nicht deutlich mehr und deutlich andere Schwerpunkte bräuchte.

Unter Jugendpolitik wird in dieser Stadt viel zu häufig Erziehungspolitik verstanden, und unter Erziehungspolitik Gehorsamkeitserziehung. Im Sommer walzte eine autoritäre Diskussion der Jugendpolitik durch Innsbruck, wie sie diese Stadt schon jahrelang nicht mehr gesehen hat. An der Spitze der Sicherheitsstadtrat, aber nicht nur. Es gab Ansätze einer wahrnehmenden Jugendpolitik, einer Jugendpolitik die versucht herauszufinden, was die Motivationen und Bedürfnisse junger Menschen sind. Aber bisher haben sich die wahrnehmenden Ansätze nicht durchgesetzt, beschlossen hat man ein mögliches Alkoholverbot, wie es sich die Haudrauf-Politiker wünschen. Und wo bleiben dabei Phantasie und Vision?

Viele Menschen in dieser Stadt warten darauf, dass endlich Phantasie und Visionen einkehren. Wenn wir uns als Stadt begreifen wollen, mit ihrer Vielfalt und Unterschiedlichkeit, dann muss die Einheit in der Vielfalt auch gefördert werden. Dann dürfen wir nicht stehen bleiben bei der Unterstützung der freien Kulturszene, dann müssen wir beginnen die Vielfalt dort zu unterstützen, wo sie sich selbst organisiert: In der freien Jugendarbeit, in der lesbischen und schwulen Szene, bei manchmal unbequemen Vereinen und Initiativen. Gesellschaftliche Vielfalt zu fördern, das verbessert die Lebensqualität von uns allen in dieser Stadt nachhaltig.

GRÜNES RESÜMEE

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie es mich auf eine Formel bringen: Haben Sie schon einmal versucht, eine Brioche zu backen, oder ein Croissant? Ein Weizenvollkornbrot, ein Brot mit Sonnenblumenkernen? Die andere Bäckerei, von der ich anfangs gesprochen habe, die wir Grüne uns wünschen, die denkt heute daran, dass man Sauerteig ansetzen muss, wenn man in einigen Tagen nahrhaftes Brot backen will. Sie verzichten auf den Sauerteig, Sie verzichten darauf Vorsorge zu treffen, für Integration und Klimaschutz, Sie denken nicht daran, dass wir auch morgen noch essen wollen. Ihr Budget vernachlässigt heute die Vorsorge, damit machen Sie Politik auf Kosten zukünftiger Generationen.

Vielleicht kann man eine Plaudertasche backen ohne Sauerteig, aber ohne Integrationspolitik, ohne Klimaschutzpolitik ohne eine neue Politik für Studierende und MieterInnen werden wir Junge für Ihr Budget bezahlen. Was heute versäumt wird, muss in der Zukunft mehrfach bezahlt werden. Bei diesem Budget sind wir Grüne froh, nicht mitverantwortlich zu sein, und wir lehnen es daher ab.
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